Wien, Donnerstag den 17. Jänner 1878. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


XI. Jahrgang. Nr. 3. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und betrügt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweifung erbitten, 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. az 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Berlagengebüht nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind pertofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden.“ 


nhalt. 


Die Competenzenfrage hinſichtlich der Judicatur in Meldungs⸗ 
vorſchrifts-Uebertretungen. Von Leopold Preleuthner. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Im Falle der nach § 28 des Heimatsgeſetzes eintretenden Unterſtützung eines 
auswärtigen Armen richtet ſich der Erſatzanſpruch nach dem Maße des vor⸗ 
handen geweſenen augenblicklichen Bedürfniſſes. 

Die Gerichte ſind nicht berufen darüber abzuſprechen, ob der Gemeindevorſteher 
die Grenzen ſeines Wirkungskreiſes überſchritten habe. 

Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Competenzenfrage hinſichtlich der Judicatur in 
Meldungsvorſchrifts-klebertretungen. 
Von Leopold Preleuthner. 


Anläßlich der in neuerer Zeit ſeit der Wirkſamkeit der neuen 
Strafproceßordnung im praktiſchen Verkehre ſich immer häufenden Com⸗ 
petenzeonflicte hinſichtlich der Strafamtshandlung über Meldungs⸗ 
vorſchrifts⸗Uebertretungen dürfte es von Intereſſe ſein, das Gebiet 
dieſer Judicaturen, wie ſich dasſelbe vom Standpunkte der hierüber 
erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften im Vergleiche mit der erwähnten 
Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873 darſtellt, eines Näheren zu 
beleuchten. 

Mit der Miniſterial⸗Verordnung vom 2. April 1858, R. ©. 
Bl. Nr. 51 wurde verordnet: 

„Die Uebertretungen der Meldungsvorſchriften find ohne Aus⸗ 
nahme von den politiſchen und an Orten, wo ſich landesfürſtliche 
Polizeibehörden befinden, von dieſen zu unterſuchen und zu beſtrafen. 
Hiernach erhält es von der Zuſtändigkeit der Gerichte in den Ueber⸗ 
tretungsfällen des $ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 sub a, 
b, c und d ſein Abkommen“. 

Dieſe in dem vorcitirten Paragraph des Strafgeſetzes den Straf⸗ 
gerichten überwieſenen Uebertretungsſälle ſind nachſtehende: 

a) Wenn ein Hauseigenthümer, Adminiſtrator, Sequeſter oder wer 
ſonſt der Verwaltung eines Hauſes vorſteht, die mit ſeinen Be⸗ 
ſtandnehmern vorgehenden Veränderungen in der vorgeſchriebenen 
Zeit nicht anzeigt. 

Die Strafe iſt nach Verſchiedenheit 

Häuſerertrages fünf bis fünfzig Gulden. 

b) Wenn Jemand Zimmer wochen⸗ oder monatweiſe in Afterbeſtand 
verläßt oder Bettgeher hält, und nicht binnen 24 Stunden bei 
jedesmaliger Veränderung die vorſchriftsmäßige Anzeige macht. 


der Orte und des 


Die Beſtrafung iſt fünf Gulden, welche Strafe bei wiederholter 
Uebertretung zu verdoppeln iſt. 

c) Wenn ein Gaſtwirth, der zur Aufnahme von Fremden berechtigt 
iſt, von denjenigen, die über Nacht verbleiben, nicht die vor⸗ 
geſchriebene Anzeige macht. 

Die Beſtrafung iſt dieſelbe, welche bei „b)“ feſtgeſetzt worden. 

d) Wenn in einem Schankhauſe, welches zur Beherbergung nicht be⸗ 
rechtigt iſt, Jemand über Nacht aufgenommen wird. 

Die Beſtrafung iſt das erſtemal fünf Gulden, das zweitemal 
dieſelbe Strafe nebſt Arreſt von einer Woche, das drittemal die 
Abſchaffung von dem Schankgewerbe.“ 

Dieſe Uebertretungen nun, welche, wie unten weiter ausgeführt 
werden wird, ſich jedoch nur auf einen Theil der nach der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 33 beſtehenden 
Meldungsvorſchriften beziehen, haben im Laufe verſchiedener Geſetz⸗ 
gebungsperioden eigenthümliche Wandlungen erfahren. 

Urſprünglich durch das Strafgeſetz reſp. die Strafproceßordnung 
vom 10. Februar 1853, R. G. Bl. Nr. 133, den Gerichten zur Ab⸗ 
urtheilung zugewieſen, kamen ſie durch die oberwähnte Miniſterial⸗ 
verordnung vom 2. April 1858 in die Competenz der politiſchen Be⸗ 
hörden, um nach dem Inslebentreten der neuen Strafproceßordnung den 
Gerichten wieder zuzufallen. 

Nach Art. II des Einführungsgeſetzes zur St. P. O. vom 
23. Mai 1873. können nämlich nach Beginn ihrer Wirkſamkeit die 
bisherigen Geſetze über das Strafverfahren nur nach Maßgabe der fol⸗ 
genden Artikel Anwendung finden. 

Der Artikel VIII beſtimmt, daß hinſichtlich aller im Strafgeſetze 
vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen, ſowie aller anderen ausdrücklich den 
Gerichten zur Aburtheilung zugewieſenen Uebertretungen das Verfahren 
und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten zuſtehe, und der 8 9 dieſer 
Strafproceßordnung verſügt im erſten Abſatze, daß den Bezirksgerichten 
als Einzelgerichten das Strafverfahren rückſichtlich der ihnen durch das 
Einführungsgeſetz zur Aburtheilung zugewieſenen Uebertretungen obliege. 

Nachdem nun die angeführten Uebertretungen wie vorerwähnt im 
§ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 vorgeſehen ſind, ſo unter⸗ 
liegt es keinem Zweifel, daß nunmehr ſeit der Wirkſamkeit der St. P. 
O. das Verfahren und die Urtheilsfällung über dieſelben wieder den 
Bezirksgerichten zuftehen und ſich die mit der Miniſterialverordnung vom 
2. April 1858 an die politiſchen Behörden überwieſene Strafcompetenz 
als aufgehoben erweiſen muß. 

Dieſe aus dem Geſetze ſich von ſelbſt ergebende Folgerung wurde 
auch anläß lich vielfach vorgekommener diesbezüglicher Competenzſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen politiſchen Behörden und Gerichten zum Gegenſtande 
einer Entſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 21. November 
1874, 3. 8879 gemacht, welche in der dritten Nummer des Jahr⸗ 
ganges 1875 dieſer Zeitſchrift zur Veröffentlichung gebracht wurde. 

Mit dieſer Concluſion erſcheint jedoch das Gebiet der Ueber⸗ 
tretungen der Meldungsvorſchriften noch keineswegs abgeſchloſſen. 


Denn, wenn wir uns die Mühe nehmen, die beſtehenden Direc⸗ 
tiven über das Meldungsweſen einer eingehenden Betrachtung zu unter⸗ 
ziehen, werden ſich Uebertretungen von Meldungsvorſchriften vorfinden, 
welche in dem bewußten § 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 
nicht als vorgeſehen erſcheinen. 

Um dieſe der ihnen gebührenden Betrachtung zu würdigen, ſei es 
geſtattet, uns die Beſtimmungen der das Meldungsweſen regelnden 
Miniſterialverordnung vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. 
Nr. 33 in den vom Strafgeſetze unberührt gelaſſenen Be⸗ 
ſtimm ungen vor Augen zu halten. 

Und zwar vorerſt einſchlägige Vorſchriften über das Meldungs⸗ 
weſen in Orten, in welchen ſich Polizeibehörden befinden. 

Nach dieſen Vorſchriften „iſt ſich in Orten, in welchen ſich Polizei⸗ 
behörden befinden, an die gegenwärtig beſtehenden Meldungsvorſchriften 
zu halten. Inſoferne dieſe Vorſchriften an dem einen oder anderen Orte 
nicht genügen ſollten, um die Wohnungs- und Unterſtandsveränderungen 
jeder Art, den Eintritt und Austritt der Dienſtboten jeder Gattung 
und die Ankunft und Abreiſe der Fremden in Evidenz zu halten, hat 
die politiſche Landesſtelle das Meldungsweſen nach den Beſtimmungen 
der für die k. k. Haupt⸗Reſidenzſtadt Wien erfloſſenen Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnungen vom 16. Mai 1849, R. G. B. Nr. 250 und vom 29. März 
1852 mit Rückſichtnahme auf beſondere Localverhältniſſe einzurichten 
und die hienach zu erlaſſenden Meldungsvorſchriften zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen.“ 

Nach dieſer im Bedarffalle in ſolchen Orten zur Anwendung 
kommenden Vorſchrift für Wien ſind außer Anderen „innerhalb 24 Stun⸗ 
den alle Geſellen und ſonſtigen Gewerbs⸗, Arbeits⸗ und Veſchäftigungs⸗ 
gehilfen und Lehrlinge männlichen und weiblichen Geſchlechtes, wenn 
ſie bei ihren Arbeitsgebern und Lehrherren in die Wohnung aufgenommen 
wurden, zu melden.“ § 7. 


„Die Meldung der ein⸗ und austretenden Hausofficiere, Kammer⸗ 


frauen, Thürhüter, Portiere und überhaupt aller Dienſtboten hat nach 
der für Wien in Wirkſamkeit beſtehenden Dienſtboten⸗Ordnung vom 
1. Mai 1810 zu geſchehen. 

Die Uebertretung dieſer Vorſchrift iſt mit einer Geldſtraſe von 
5 bis 20 fl. ö. W. zu ahnden.“ § 8. 

„Vorſteher von öffentlichen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten, Con⸗ 
victen, Akademien, Alumnaten, Klöſtern, Conventen, Stiften, Siechen⸗ und 
Verſorgungsanſtalten, ohne Unterſchied, ob dieſe Anſtalten von öffentlichen 
Fonden oder durch Privatmittel erhalten werden, ſind gleichfalls zur 
Anzeige der Bewohner und Diener ihres Hauſes und der diesfälligen 
Veränderungen im Wege der Veränderungsbögen und Meldzettel ver⸗ 


pflichtet und verfallen bei Unterlaſſung in die in den 88 5 und 6 dieſer 


Vorſchrift erwähnten Geldſtraſen. Dasſelbe gilt auch von den Vorſtehern 
der Krankenanſtalten; dieſelben ſind jedoch nur dann verpflichtet, die in 
dieſen Anſtalten zeitlich untergebrachten Kranken in obiger Art zu melden, 
wenn dieſe Kranken nicht innerhalb des ſtadthauptmannſchaftlichen Be⸗ 
zirkes der Stadt Wien einen der Anſtalt bekannt gegebenen ſtabilen 
Wohnort haben“, 8 9. 

Ferners hieher gehörige Vorſchriften über das Meldungsweſen 
in Orten, in welchen ſich Polizeibehörden nicht befinden. 

Hier finden ſich außer den im $ 320 des Strafgeſetzes hinſichtlich 
der Straffälligkeit ihrer Nichtbefolgung vorgeſehenen Beſtimmungen be⸗ 
treffs der Meldung von Wohnungsbeſtandnehmern, Afterparteien, Bett⸗ 
gehern und Fremden noch folgende: 

„Dienſtboten, Geſellen und ſonſtige Gewerbs⸗, Arbeits⸗ und Be⸗ 
ſchäftigungsgehilfen und Lehrlinge müſſen in allen Orten von Seite 
ihrer Dienſt⸗ rückſichtlich Arbeitsgeber binnen längſtens 3 Tagen nach 
ihrem Eintritte gemeldet werden. Binnen derſelben Friſt iſt der 
Austritt zu melden“, 8 12. „Vagabunden oder ſonſt verdächtigen 
Leuten darf Niemand Unterſtand geben“, § 13. 

Nach 8 19 find die Uebertretungen der Vorſchriften der 
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ſolcher Uebertretungen gibt, hinſichtlich welcher nach den oben entwickel⸗ 
ten Beſtimmungen der Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873, da 
ſie eben in dem Strafgeſetze unberührt geblieben ſind, das Verfahren 
und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten nicht zuſtehen 
kann. Weſſen Judicatur wird daher dieſer Theil der Meldungsvorſchrifts⸗ 
Uebertretungen unterliegen? 

Die Beantwortung dieſer Frage dürfte nicht ſchwer fallen, wenn 
man bedenkt, daß die Strafcompetenz ſämmtlicher, auch der im Straf⸗ 
geſetze vorgeſehenen einſchlägigen Uebertretungen durch die Specialgeſetz⸗ 
gebung in dieſem Gebiete eigentlich den politiſchen Behörden zugedacht 
war und nur durch das Inslebenteten der neuen Straſproceßordnung 
hinſichtlich der letzterwähnten Uebertretungen den Strafgerichten wieder 
zugewendet wurde. 

Aber vollkommen klar wird dieſe Beantwortung durch die Be⸗ 
ſtimmung des ſoeben citirten 8 19 der Miniſterial⸗Verordnung vom 
15. Februar 1857, wie insbeſondere des gleichfalls beſprochenen 
§ 1 der Miniſterial⸗ Verordnung vom 2. April 1858, R. G. B. 
Nr. 51, welcher die Unterſuchung und Beſtrafung der Uebertretungen 
der Meldungsvorſchriften ohne Ausnahme den politiſchen und an Orten, 
wo landesfürſtliche Polizeibehörden ſich befinden, den Letzteren zuweist. 

Es wurden dieſe Verordnungen mit Ausnahme des dargelegten, 
durch die St. P. O. alterirten Theiles von keinem nachſolgenden 
Geſetze außer Kraft geſetzt, und müſſen demnach ihre Wirkſamkeit 
hinſichtlich aller Uebertretungen, welche in dem Straſgeſetze nicht 
vorgeſehen ſind, folgerichtig beibehalten. Eine andere Folgerung 
iſt geradezu unmöglich, da zu einer Zuweiſung der letztgedachten Ueber⸗ 
tretungen an die Bezirksgerichte, nachdem ſie im Strafgeſetze nicht 
vorgeſehen erſcheinen, die nothwendigen Prämiſſen und jeder rationelle 
Anhaltspunkt fehlen würden. 

Es unterliegen demnach die Uebertretungen der vorhin eitirten 
Vorſchriften der Miniſterial⸗Verordnung vom 15. Februar 1857, R. G. 
B. Nr 33 und zwar an Orten, in welchen ſich Polizeibehörden befinden, 
der Strafamtshandlung dieſer, und in Orten, in welchen ſich ſolche nicht 
befinden, der Strafamtshandlung der durch die Miniſterial⸗Verordnung 
vom 2. April 1858 hiezu berufenen politiſchen Behörden und wird 
z. B. in Wien die Nichtmeldung eines Dienſtboten oder Geſellen von Seite 
ſeines Dienſt⸗ reſp. Arbeitsgebers von dem betreffenden Polizei⸗ 
commiſſariate, im flachen Lande hingegen von der betreffenden Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft zu beſtrafen ſein ꝛc. 

Reſumirt man das Geſagte, ſo darf man zu dem Schluſſe gelangen, 
daß bei dem Verfahren und der Aburtheilung von Uebertretungen der 
Meldungsvorſchriften zwiſchen Gericht und politiſcher Behörde hin⸗ 
ſichtlich der Compentenz keinerlei Widerſtreit, ſondern im Gegentheile 
eine im Geſetze klar und deutlich begründete Theilung ſtattfindet, welche 
um ſo erſprießlicher ſich geſtalten dürfte, je mehr von Seite der hiezu 
beruſenen Unterbehörden das Gebiet der bezüglichen Legislative einer 
eingehenderen Betrachtung unterzogen werden wird. 

So wird die dem Anſcheine nach complicirte und zu Conflikten 
hinneigende Frage der Strafamtshandlungs⸗Competenz in Meldungsvor⸗ 
ſchrifts⸗Uebertretungen durch das Geſetz ſelbſt der einfachſten und friedlich⸗ 
ſten Löſung entgegengeführt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


| Im Falle der nach F Ls des Heimatsgeſetzes eintretenden Unter⸗ 

ſtützung eines auswärtigen Armen richtet ſich der Erſatzanſpruch 

nach dem Maße des vorhanden geweſenen augenblicklichen Be⸗ 
" Dürfnilfes. 

Am 5. September 1872 ſtarb im Wiener allgem. Krankenhauſe 

die daſelbſt als Krankenwärterin bedienſtet geweſene Fleiſcherswittwe 

Aloiſia K., welche unbeſtritten nach L. in Mähren zuſtändig war. 


88 5 bis incl. 13, wohin nebſt den im Strafgeſetze hinſichtlich ihrer Dieſelbe hinterließ zwei Söhne, Franz 9 Jahre und Karl 8 Jahre alt, 
Nichtbefolgung berührten Vorſchriften auch die der eben citirten 88 12 ohne alle Obſorge und Mittel, daher die Kinder am 9. September 1872 
und 13 gehören, inſoweit fie nicht durch das Strafgeſetz verpönt find, | dem Wiener Magiſtrate übergeben wurden. Der Magiſtrat gab die 
von der politiſchen Bezirksbehörde zu unterſuchen und nach dem im Kinder nach Hernals in Verpflegung gegen ein Koſtgeld von monat⸗ 
§ 11 der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854, R G. B. Nr. 96 lichen 5 fl. 25 kr. öſt. Währ. für je 1 Kind. Dort verblieben die 
und bezüglich im 8 4 der Miniſterial⸗Verordnung vom 25. April 1854, Kinder bis zum 4. Juni 1873, an welchem Tage fie von der Heimat⸗ 
R. G. B. Nr. 102 feſtgeſetzten Strafausmaße zu beſtrafen. gemeinde L. übernommen worden ſind. Die für deren Verpflegung in 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß es außer den im Strafgeſetze der Zeit vom 10. September 1872 bis 4. Juni 1873 aufgelaufenen 
vorgeſehenen Meldungsvorſchrifts⸗Uebertretungen noch eine ganze Reihe Koſten betragen im Ganzen 92 fl. 75 kr. öſt. Währ., deren Erſatz der 
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Wiener Magiftrat von der Heimatgemeinde L am 31. Juli 1873 im 
Wege der Bezirkshauptmannſchaſt H. beanſpruchte, nachdem er von der 


vergangenem Frühjahre übergebene Gärtchen entweder abnimmt oder 
theilt und den abgetrennten Theil des Gärtchens einem anderen Städt⸗ 


am 10 September 1872 erfolgten Uebernahme dieſer Kinder in die ler übergibt oder aber das ganze Gärtchen dem früheren Nutznießer 
Pflege gegen Koſtgeld von je 5 fl. 25 kr. öſt. Währ. monatlich die auf ein weiteres Jahr zur Benützung beläßt. 


Heimatgemeinde auf demſelben Wege erſt am 18. Mai 1873 mit der 
Aufforderung zur Abholung dieſer Kinder verſtändigt hatte. 


Auf gleiche Weiſe hat der Gemeinderath dem Johann S. ein 
Gärtchen in Benützung übergeben, ſpäter aber am 7. April 1874 den 


Der Gemeindevorſteher von L. zeigte an, daß die Verwandten Beſchluß gefaßt, ihm dasſelbe abzunehmen und dem Adalbert G. zu 
der beiden Waiſen zahlungsunfähig ſind und erklärte zugleich, daß ſich übergeben. Dieſem Beſchluße iſt jedoch Johann S. nicht nachgekommen, 
die Heimatgemeinde nur für verpflichtet erachte, das Koſtgeld ſür die Albert G. hat jedoch ohne Weiteres den fraglichen Grund beackert und 
Zeit vom Tage der erfloſſenen Anzeige bis zum Tage der Abholung beſäet, worauf Johann S. gegen ihn ſowohl als auch gegen die Stadt⸗ 


der Kinder, d. i. vom 18. Mai bis 4. Juni 1873 im entſallenden 


gemeinde im Proviſorialwege klagbar aufgetreten iſt. 
Betrag von 5 fl. 95 kr. zu bezahlen, weil der Sterbefall nicht ſogleich, 


Das Bezirksgericht in Brzoſtek hat ihn mit dieſer Proviſorialklage 


ſondern erſt nach Ablauf von 8 Monaten der Heimatgemeinde bekannt im Ganzen abgewieſen, hauptſächlich aus dem Grunde, weil die Benützung 


gegeben worden ſei. 


einer fremden Sache für ſich allein, wenn dieſelbe nur auf eine beſtimmte 


Der Wiener Magiſtrat hat ſich nun unterm 31. März 1876 Zeit beſchränkt war, noch nicht als Beſitz angeſehen werden kann. 


an die Bezirkshauptmannſchaſt H. mit dem Erſuchen gewendet, die Ge⸗ 


Das Krakauer Oberlandesgericht hat jedoch den Johann S. im 


meinde L. zur Zahlung der reſtlichen Verpflegskoſten pr. 86 fl. 80 kr. Beſitze geſchützt und dem Adalbert G. und der Stadtgemeinde die fernere 


verhalten zu wollen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft zu H. erklärte unterm 12. April 1876, 
daß ſie mit Rückſicht auf die im vorliegenden Falle zur Geltung kom⸗ 
menden Beſtimmungen des 4. Abſchnittes des Heimatgeſetzes vom 
Jahre 1863 nicht in der Lage ſei, der Gemeinde L. die Zahlung des 
beanſpruchten Verpflegskoſtenbetrages von 86 fl. 80 kr. aufzutragen. 

In der gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Beſchwerde machte 
der Wiener Magiſtrat nou-ine des allgem. Verſorgungsfondes geltend, 
daß, wenn auch die vorgeſchriebene Anzeige von der erfolgten Ueber⸗ 


Störung dieſes Beſttzes unter Strafe unterſagt und zwar in der Er⸗ 
wägung, daß ſich das obgeſchilderte Verhältniß zwiſchen dem Kläger und 
den Geklagten als ein Beſtandvertrag gemäß 88 1090 und 1091 a. b. 
G. B. darſtellt, Johann S. im letzten faktiſchen Beſitze des ſtrittigen 
Gärtchens ſich befand und in dieſem Beſitze durch die Gemeinde geſtört 
wurde, deren Sache es war, ihm den Beſtand zu gehöriger Zeit zu 
kündigen, nicht aber den Vertrag eigenmächtig zu löſen. 

Ueber Reviſionsrecurs der Belangten hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof laut Entſch. v. 9. October 1877, 3. 8283, beide unter⸗ 


ſogleich erſtattet worden ſei, doch der Umſtand in's Auge gefaßt werden dem Bezirksgerichte in Brzoſtek aufzutragen, den Kläger mit ſeiner 
müſſe, daß die Verpflegung der genannten Kinder, wenn fie gleich nach Klage an die betreffende Adminiſtrativbehörde, nämlich den Bezirks⸗ 
ihrer Uebernahme in die Heimat befördert worden wären, der Gemeinde ausſchuß zu verweiſen. — Gründe: „Kläger geſteht zu, daß die ſtrei⸗ 
L. auch Auslagen verurſacht hätte und daß dieſe ſicher nicht weniger | tigen 10 Ackerbeete einen integrirenden Theil der K.'er Auen bilden und 


nahme der Kinder Karl und Franz K. an die Heimatgemeinde nicht | gerichtlichen Entſcheidungen behoben und dem Oberlandesgerichte verordnet, 


als 17 ½ kr. pr. Kind und Tag geweſen wären. 

Die Statthalterei hat am 23. November 1876 dem Wiener 
Magiſtrate bekannt gegeben, daß dieſelbe im vorliegenden Falle nicht in 
der Lage ſei, die Gemeinde L. zur Zahlung des fraglichen Verpflegs⸗ | 
koſtenreſtbetrages von 86 fl. 80 kr. für die Zeit vom 10. September | 
1872 bis 18. Mai 1873 zu verpflichten, weil an der Verzögerung 
der Anzeige nur der Wiener Magiſtrat Schuld trage. 

Gegen diefe Entſcheidung hat der Wiener Magiſtrat rechtzeitig 
den Recurs eingebracht, worin derſelbe um den Rückerſatz der fraglichen 
Verpflegskoſten im Betrage von 86 fl. 80 kr. von Seiten der Ge⸗ 


durch den früherbeſtandenen Gemeinderath dem klägeriſchen Vater gegen 
ein jährlich zu leiſtendes Entgelt zur Benützung überlaſſen wurden; 
ferner erſcheint durch die der Duplik angeſchloſſenen Protokolle 
über die in den Gemeinderathsſitzungen gefaßten Beſchlüſſe, deren 
Authenticität vom Kläger nicht beſtritten wird, nachgewieſen, daß 
der Gemeinderath in der am 4. April 1874 abgehaltenen Sitzung be⸗ 
ſchloſſen hat, dem Kläger das bisher in ſeiner Benützung geweſene 
Gärtchen abzunehmen und es jemanden Anderen zu übergeben, was die 
zu dieſem Zwecke abgeordneten Gemeinderäthe auch thaten, durch den 
Kläger aber dadurch vereitelt wurde, daß er im Frühjahre 1874 


meinde L. bittet, indem er anführt, daß im § 28 des Heimatgeſetzes dieſes Gärtchen ſelbſt aufackerte, was dem Gemeinderathe in der Sitzung am 
vom Jahre 1863 die Verpflichtung zur ſogleichen Anzeige von der 29. April 1874 zu dem Beſchluſſe bewog, den Kläger noch durch ein Jahr 
Uebernahme, reſp von der Unterſtützung von Perſonen im Falle des in der Benützung des Gärtchens zu belaſſen, ihn jedoch wegen ſeiner 
augenblicklichen Bedürfniſſes an deren Heimatgemeinde nicht enthalten Renitenz in eine Geldſtrafe von 2 fl. zu verfällen, zu dieſen Beſchlüſſen 


iſt, die hiefür aufgelaufenen Koſten mit Verpflegskoſten in Spitälern 
nicht zu verwechſeln ſind und eine billigere Verpflegung als mit täglichen 
17%, kr. nicht gedacht werden kann. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 29. März 1877, 
3. 1470 erkannt: „Der Recurs des Wiener Magiſtrates wird im 
Hinblick auf den $ 41 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 als 
unſtatthaft zurückgewieſen. Uebrigens bleibt es dem Wiener Magiſtrate 
unbenommen, jenen Unterſtützungsbetrag, welcher nach dem allerdings | 
vorhanden geweſenen augenblicklichen Bedürfniſſe zu 
verabreichen war, von der Gemeinde L. auf Grund des § 28 
Heimatgeſetzes anzuſprechen.“ W. 


Die Gerichte find nicht berufen darüber abzufprechen, ob der 
Gemeindevorſteher die Grenzen ſeines Wirkungskreiſes über⸗ 
ſchritten habe. 

Zum Vermögen der Stadtgemeinde K. in Galizien gehören auch 
Auen, von welchen ein Theil in ſogenannte Gärtchen umgewandelt 
wurde. Dieſes Gemeindevermögen wird ſeit Jahrzehnten in der Weiſe 
verwaltet, daß die Gemeindevorſtandſchaft den einzelnen Gemeindegliedern 
auf ihre Bitte Stückchen dieſer in Gärtchen umgewandelten Auen zur 
Benützung für die Zeit vom Frühjahre bis zum Herbſte eines Jahres 
gegen ein geringes Entgelt überläßt, zu welchen Zwecke der Gemeinde⸗ 
vorſtand oder Delegirte des Gemeinderathes in Folge eines Gemeinde⸗ 
rathsbeſchluſſes ſich in jedem Frühjahre auf die Auen begibt und je 
nach dem Beſchluſſe des Gemeinderathes den Nutznießern das ihnen im 


aber, wie auch zu jenem vom 14. April 1875, womit auf Grund der 
früheren zwei in Rechtskraft erwachſenen Beſchlüſſe die Abnahme des 
ſtreitigen Gärtcheus vom Kläger und der Uebergabe desſelben an den 


Mitbelangten Adalbert G., welcher Beſchluß auch effectuirt wurde, war 


der Gemeinderath der Stadt K. gemäß § 27, 30 und 68 des Ge⸗ 
meindegeſetzes vom 12. Auguſt 1866 *) berechtigt, endlich find darüber, 
ob der Gemeindevorſteher die Grenzen ſeines Wirkungskreiſes überſchritten 
habe, die Gerichte abzuſprechen nicht berufen.“ Ger.⸗H. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. N 


Anlagen oberhalb des Waſſerſpiegels. 


Eine Genehmigung der Behörden iſt auch zu ſolchen Anlagen 
und Vorrichtungen an fließenden Gewäſſern nothwendig, welche zu 
was immer für einem Zweck oberhalb des normalen Waſſerſpiegels 
angebracht werden, wenn dieſelben bei höherem Waſſerſtande durch den 
verurſachten Rückſtau auf den Lauf und die Höhe des Waſſers oder 
auf fremde Waſſerbenützungsrechte einen Einfluß nehmen können. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 6. December 1876, 3. 11540, 


*) 8 27 des galiz. Gemeindegeſetzes handelt vom ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinden; $ 28 vom Wirkungskreiſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes be⸗ 
züglich des Gemeindehaushaltes; 8 68 von der Theilnahme an den Nutzungen 
des Gemeindeeigenthums. 


Necursangelegenheiten in Waſſerrechts⸗Strafſachen. 


f Nach einer zwiſchen dem Miniſterium des Innern und dem 
Ackerbauminiſterium getroffenen Vereinbarung werden Recursangelegen⸗ 
heiten in Waſſerrechts⸗Straſſachen vom Miniſterium des Innern nach 
Einvernehmung mit dem Ackerbauminiſterium entſchieden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 21. April 1877, Z. 2598. 


Aenderungen in den Bewäſſerungsanlagen. 


Wenn die Berechtigung zur Ausleitung des Bachwaſſers auf die 
Wieſen durch behördliche Entſcheidungen oder ſonſtigen Rechtstitel nach⸗ 
gewieſen iſt, kann die Ausführung der Ausleitung, die Art und Weiſe 
derſelben den Verhältniſſen gemäß beliebig und ohne weitere behördliche 
Genehmigung eingerichtet werden, dafern durch derlei Einrichtungen und 
Aenderungen nicht fremde Rechte oder öffentliche Intereſſen verletzt 
werden oder ein bisher nicht concedirter Mehrbezug an Waſſer bewirkt wird. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 5. Mai 1877, Z. 3327. 


Waſſergenoſſenſchaften. Rechte der Mitglieder. 


Die Unterlaſſung der Beiziehung eines Mitgliedes des Ausſchuſſes 
einer Waſſergenoſſenſchaft zu Berathungen, wobei über Verpflichtungen 
desſelben gegen die Genoſſenſchaft, eventuell über einen gegen dieſes 
Mitglied zu ſührenden Civilproceß entſchieden werden ſoll, berechtigt 
nicht zu einer Beſchwerde an die Verwaltungsbehörden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 5. Mai 1877, 3. 4803. 


Beitragspflicht zu Wafferbauten aus Neichs⸗ oder Landesmitteln. 


Werden Waſſerbauten aus Reichs⸗ oder Landesmitteln unter⸗ 
nommen und wird die im $ 26 des Reichs⸗Waſſerrechtsgeſetzes begründete 
Beitragspflicht dritter Perſonen durch ein Privatübereinkommen oder frei⸗ 
willige Beiträge näher geregelt, jo können weitere Beiträge für Nach⸗ 
tragsbauten nicht gefordert werden, dafern derlei Nachtragsbauten eine 
nothwendige Ergänzung der urſprünglichen Bauten bilden. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 6. Mai 1877. Z. 1182. 


Erweiterung beſtehender Servituten für die Waſſerbenützung. 


Auf Grund des § 15 des Reichs⸗Waſſerrechtsgeſetzes kann, um die 
nützliche Verwendung des Waſſers zu fördern oder deſſen ſchädliche 
Wirkungen zu beſeitigen, eine bereits beſtehende Servitut erweitert 
werden und iſt eine Entſchädigung nur inſoweit zu leiſten, als dem 
Grundbeſitzer ein größerer Nachtheil als durch die bisherige Ser⸗ 
vitut zugeht. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 11. Mai 1877, Z. 2882. 


Entſchädigungsanſprüche in Waſſerrechtsſachen. 


Wenn in Wafferrechtsangelegenheiten weder ein Straferkenntniß 
geſällt und in demſelben die Erſatzpflicht geregelt, noch einem Theile 
eine Leiſtung oder ſonſtige Verpflichtung aufgetragen wurde, wofür dem⸗ 
ſelben eine Entſchädigung nach dem Waſſerrechtsgeſetze gebührt, und 
wenn es ſich nur um einen Schadenerſatz aus einem Verſchulden 
(8 1295 a. b. G. B.) handelt, worüber das Waſſerrechtsgeſetz der 
politiſchen Behörde nicht ausdrücklich die Competenz zuerkannt, hat der 
Civilrichter ſowohl über die Verpflichtung als über den Schadensbetrag 
zu erkennen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 11. Mai 1877, 8. 3152. 


Straßenbau und Waſſerrechtsgeſetz. 


Zu Schutz⸗ und Regulirungsbauten in öffentlichen Gewäſſern, 
welche nicht vom Staate, ſondern von anderen Straßenbauorganen, z. B. 
Straßenbau⸗Eoncurrenzausſchüſſen, Gemeinden u. dgl. gelegentlich eines 
Straßenbaues ausgeführt werden, iſt die Genehmigung der nach dem 
Waſſerrechtsgeſetze zuſtändigen politiſchen Behörde einzuholen und kommen 
dabei die Vorſchriften des Waſſerrechtsgeſetzes zur Anwendung. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 11. Mai 1877, Z. 3152. 

Bedingung der Enteignung von Privatgewäſſern. 

Damit eine Enteignung von Privatgewäſſern oder die Begründung 
von Servituten auf fremden Liegenſchaften nach 8 15 des Reichs⸗Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes bewilligt werden könne, iſt wie bei jeder Expropriation 
der Beweis zu liefern, daß dadurch die nutzbringende Verwendung des 
Waſſers wirklich und in erheblichem Maße geſördert werde. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 15. Mai 1877, Z. 2329. 
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Vergleichsverſuch durch die Gemeinde in Waſſerſachen. 


In Waſſerrechtsangelegenheiten kann die Vornahme des Vergleichs⸗ 
verſuches und die Erhebung über vorgenommene Aenderungen im Waſſer⸗ 
laufe den Gemeindevorſtänden übertragen werden, falls ſich, nach dem 
Ermeſſen der Behörde, hiebei ein verläßliches Reſultat erwarten läßt. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 17. Mai 1877, Z. 5383, 


Gebühren der Sachverſtändigen in Waſſerrechtsſachen. 


Ueber die Richtigkeit und Höhe der von Sachverſtändigen ange⸗ 
ſprochenen Gebühren in Adminiſtrativſachen entſcheiden jene Verwaltungs⸗ 
behörden, vor welchen das Geſchäft verhandelt wurde, aus dem die 
Gebühren entſprungen ſind. Iſt der Sachverſtändige ein öffentlicher 
Beamter, ſo kommmen dabei jene Normen zur Anwendung, welche über 
Reiſe⸗ und ſonſtige Gebühren der Beamten erlaſſen worden ſind. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 17. Mai 1877, Z. 3053. 


Eompetenz der Verwaltungsbehörden in Waſſerſachen. 


Die Anſchauung, daß die Verwaltungsbehörden in Angelegen⸗ 
heiten der Benutzung, Leitung und Abwehr von Privatgewäſſern nur 
dann competent ſeien, wenn hiebei ein öffentliches Intereſſe in Frage 
kommt, iſt im Waſſerrechtsgeſetze nicht begründet. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 17. Mai 1877, Z. 5383. 


Liquidirung zuerkannter Vertretungskoſten in Waſſerſachen. 


Wenn dem obſiegenden Theile die Vertretungskoſten zuerkannt 
werden, ſind die Koſten auf dem vorgelegten Koſtenverzeichniſſe zu 
liquidiren und das Verzeichniß, mit der Adjuſtirungsclauſel verſehen, der 
Partei zurückzuſtellen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 24. Mai 1877, Z. 4609. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath und Finanz⸗Bezirksdirector in Ungariſch⸗Hradiſch 
Ferdinand Kratochwil zum Oberfinanzrathe bei der Brünner Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät 1 155 den Titular⸗Hofſecretär des k. k. Oberſtkämmerer⸗ 
amtes Friedrich Freih. Waldbott v. Baſſenheim⸗Bornheim zum wirk⸗ 
lichen Hofſecretär dieſes Oberſthofamtes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Viceſecretär im Finanzminiſterium Dr Franz 
Ritter v. Srbik das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cuſtos der Gemäldeſammlung des A. h. 
Kaiſerhauſes Wilhelm Rieder bei deſſen Penſionirung die A. h. Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen, und den Oberlieutenannt des Ruheſtandes Wilhelm Wa r⸗ 
tenegg v. Wertheimſtein zum Cuſtos der genannten Sammlung ernannt. 

Seine Majeſtät haben den derzeitigen Gerenten des k. u k. Conſulates 
in Richmond A. Oſterloh zum unbeſoldeten Conſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Guſtav Marſtaller zum un⸗ 
beſoldeten k. u. k. Conſul in Bari ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Kauſmann H. Clauſſenius in Chicago zum 
unbeſoldeten Conſul ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom k. u. k. Generalconſulate in Al⸗ 
gier verfügte Beſtellung des Kaufmannes Clemens Martel zum k. u. k. Con⸗ 
ſularagenten in Bongie genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den techniſchen Adjuncten der Dicaſterial Gebäude⸗ 
direction . Pauk zum Director derſelben ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Franz Bartſch zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Bergbaueleven Joſef Schardinger und 
Heinrich Wachtel zu Adjuncten im Status der Bergbehörden ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die k. k. Oberförſter Rudolf Nekola und Joſef 


v. Ganahl zu Vieeforſtmeiſtern ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle bei der 1 0 Landesregierung in der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 

Forſtcommiſſärsſtelle in Tione 5 der neunten Rangsclaſſe, Reiſe⸗ und 
Kanzleipauſchale, eventuell eee mit der zehnten Rangsclaſſe und 
Pauſchale, bis Ende Jänner. (Amtsbl. 

Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche r Forſt⸗ und Domänendirection für 
Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien in der eilften Rangsclaſſe, eventuell 
eine Forſtelevenſtelle mit 500 1 Adjutum, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 7). 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. Finanzminiſterium in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 16. Februar. (Amtsbl. Nr. 11). 


Hiezu als Beilage: Bogen 35 und 36 der 
Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


